
Immissionsschutzrechtliche
Genehmigungsbehörde 

(GAA/LBEG/LK)

PRÜFUNG 
Vorhabenbeschreibung oder.  

Genehmigungsunterlagen und 
Zuständigkeit

BETEILIGUNG 
BEHÖRDEN nach 
§ 10 (5) BImSchG *

Standortgemeinde

Vorhaben liegt im 
Geltungsbereiche 

eines B-Plans nach 
§ 30 (1) BauGB

Stellungnahme z. B. 
bzgl. einer 

Veränderungssperre 
oder eines 

Zurückstellungsantrags

Andere Vorhaben: 
§ 31 - Befreiung  B-Plan, 

§ 33 - laufende 
Planfeststellung, 

§ 34 - Innenbereich 
unbeplant, § 35 -

Außenbereich BauGB

Stellungnahme z.B. 
Erklärung über 

Einvernehmen nach 
§ 36 (1) BauGB

Untere 
Bauaufsichtsbehörde

Prüfung 
bauplanungsrechtliche 

Zulässigkeit des 
Vorhabens

Abstandsthematik in 
B-Plan NICHT 

betrachtet/KEIN B-Plan 
vorhanden

Ermittlung des 
angemessenen  

Sicherheitsabstandes

Angemessener 
Sicherheitsabstand 

unterschritten

ABWÄGUNG nach § 15 
(1) BauNVO, § 34 (1) o. 

§ 35  (1 - 3) BauGB  
"Rücksichtnahmegebot"

Negative/KEINE 
Stellungnahme zur  

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit z.B. wg. 
Planungserfordernis 

Genehmigungsbehörde 
kann Genehmigung 

nicht erteilen

Positive Stellungnahme 
zur 

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit

Angemessener 
Sicherheitsabstand 

eingehalten

Negative Stellungnahme 
zur 

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit **

Positive Stellungnahme 
zur 

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit 

Abstandsthematik in 
B-Plan betrachtet

Negative Stellungnahme 
zur 

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit **

Positive Stellungnahme 
zur 

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit 

UNTERSTÜTZUNG der 
Bauaufsichtsbehörde bei 

Ermittlung des 
angemessenen 

Sicherheitsabstandes 

Forderung Gutachten  
eines Sachverständigen 
vom Betreiber nach § 6 
(3) Nr. 3 12. BImSchV 

Prüfung des Gutachtens

Mitteilung des 
angemessenen 

Sicherheitsabstandes

ENTSCHEIDUNG über 
Genehmigungs- oder 

Anzeigeverfahren

Genehmigungs-
bedürftige Anlage 
Verfahrensart „G“ 

Anh. 1 4. BImSchV 

Verfahren nach 
§ 10 BImSchG mit 

Öffentlichkeits-
beteiligung

Genehmigungs-
bedürftige Anlage 
Verfahrensart „V“ 

Anh. 1 4. BImSchV 

Abstandthematik in B-
Plan betrachtet ODER 
angemessener Sicher-
heitsabstand eingehal-
ten und KEINE ehrheb-
liche Gefahrenerhöhung

Vereinfachtes Verfahren 
nach 

§ 19 (1) + (2) 
BImSchG  

Angemessener 
Sicherheitsabstand 

unterschritten ODER 
eine erhebliche 

Gefahrenerhöhung

Verfahren nach § 19 (4) 
BImSchG mit 

Öffentlichkeits-
beteiligung **** OHNE 

Erörterungstermin

Nicht genehmigungs-
bedürftige Anlage nach 

BImSchG

Abstandthematik in B-
Plan betrachtet ODER 
angemessener Sicher-
heitsabstand eingehal-
ten und KEINE ehrheb-
liche Gefahrenerhöhung

Anzeige nach § 23a 
BImSchG 

ausreichend***

Angemessener 
Sicherheitsabstand 

unterschritten ODER 
eine erhebliche 

Gefahrenerhöhung

Verfahren nach § 23b 
BImSchG mit 

Öffentlichkeits-
beteiligung**** OHNE 
Erörterungstermin***

FESTSTELLUNG DER VERFAHRENSART BEI 

NEUERRICHTUNG EINER ANLAGE

DIE BETRIEBSBEREICH ODER TEIL EINES SOLCHEN IST

1

2 4

*** Gilt nicht, sofern für die Errichtung und den Betrieb eine

Betriebszulassung nach Bundesberggesetz erforderlich ist

(§ 23 c BImSchG).

Zentrale Unterstützungsstelle Luftreinhaltung, Lärm, 

Gefahrstoffe  und Störfallvorsorge (ZUS LLGS) Stand: 08.04.2022

Niedersachsen

3

** Für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit ist nicht nur

die Abstandsthematik entscheidend, sondern auch andere

Faktoren. Es kann somit vorkommen, dass die

Abstandthematik bereits im B-Plan betrachtet wurde oder

der angemessene Sicherheitsabstand eingehalten wird

und trotzdem eine negative Stellungnahme aufgrund

anderer Faktoren abgegeben wird.
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* In den Fällen, in denen sich im Nachhinein herausstellt,

dass eine Anzeige nach § 23 a BImSchG ausreichend ist,

also keine immissionsschutzrechtliche Genehmigung

erforderlich ist, handelt es sich rückblickend betrachtet um

keine Behördenbeteiligung nach § 10 (5) BImSchG.

VERÖFFENTLICHUNG der 
ENTSCHEIDUNG über 

Anzeige- oder Genehmi-
gungsverfahren nach 

§ 23 a (2) BImSchG bzw. 
§ 5 NUIG i. V. m. § 10 UIG

**** Einwendungen nur durch Personen, deren Belange

durch das Vorhaben berührt werden sowie

Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz

1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes

erfüllen



Immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsbehörde 

(GAA/LBEG/LK)

PRÜFUNG Zuständigkeit und Vorhaben-
beschreibung oder Änderungs-anzeige nach 
§ 15 BImSchG bei genehmigungsbedürftigen 

Anlagen/nach § 23 a BImSchG bei nicht 
genehmigungsbedürftige Anlagen

Störfallrelevante Änderung 

RÜCKSPRACHE, evtl.
Behördenbeteiligung nach 

§ 10 (5) BImSchG *

Standortgemeinde

Vorhaben liegt im 
Geltungsbereich eines B-

Planes nach § 30 (1) 
BauGB

Stellungnahme z. B. bzgl. 
einer Veränderungssperre 

oder eines 
Zurückstellungsantrags

Andere Vorhaben: 
§ 31 - Befreiung  B-Plan, 

§ 33 – laufende 
Planfeststellung, 

§ 34 – Innenbereich 
unbeplant, § 35 –

Außenbereich BauGB

Stellungnahme z.B. 
Erklärung über 

Einvernehmen nach § 36 
(1) Bau GB

Untere 
Bauaufsichtsbehörde

Prüfung Abstandsthematik 
bzw.  bauplanungs-

rechtliche Zulässigkeit des 
Vorhabens *

Abstandsthematik in 
B-Plan NICHT 

betrachtet/Kein B-Plan 
vorhanden

Ermittlung des 
angemessenen 

Sicherheitsabstandes

Angemessner 
Sicherheitsabstand 

erstmalig oder weiter 
unterschritten

ABWÄGUNG nach § 15 (1) 
BauNVO, § 34 (1) o. 

§ 35 (1-3) BauGB  
"Rücksichtnahmegebot"

Negative / KEINE 
Stellungnahme zur 

bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit z.B. wg. 
Planungserfordernis 

Genehmigungsbehörde 
kann Genehmigung nicht 

erteilen

Positive Stellungnahme zur 
bauplanungsrechtlichen 

Zulässigkeit 

Angemessener 
Sicherheitsabstand 

eingehalten

Mitteilung des Ergebnisses 
an 

Immissionsschutzbehörde* 

Abstandsthematik in B-Plan 
betrachtet

Mitteilung des Ergebnisses 
an 

Immissionsschutzbehörde* 

UNTERSTÜTZUNG der 
Bauaufsichtsbehörde bei 

Ermittlung des 
angemessenen 

Sicherheitsabstandes

Forderung Gutachten eines 
Sachverständigen vom 

Betreiber nach § 15 (2a) 
BImSchG und  § 6 (3) Nr. 3 

12. BImSchV

Prüfung des Gutachtens

Mitteilung des 
angemessenen 

Sicherheitsabstandes

ENTSCHEIDUNG über 
Genehmigungs- oder 

Anzeigeverfahren

Abstandthematik in B-Plan 
betrachtet ODER angemes-
sener Sicherheitsabstand 
und KEINE ehrhebliche

Gefahrenerhöhung

Genehmigungsbedürftige 
Anlage nach BImSchG

KEINE wesentliche 
Änderung nach § 16 

BImSchG

Anzeige nach § 15 
BImSchG ausreichend

Wesentliche Änderung § 16 
BImSchG

Verfahrensart „V“ 
Anh. 1 4. BImSchV 

vereinfachtes Verfahren 
nach § 19 (1) + (2) 

BImSchG

Verfahrensart „G“ 
Anh. 1 4. BImSchV 

förmliches Verfahren nach 
§ 10 BImSchG

Nicht 
genehmigungsbedürftige 
Anlage nach BImSchG

Anzeige nach § 23 a 
BImSchG ausreichend**

Angemessener 
Sicherheitsabstand 

erstmalig oder weiter 
unterschritten oder eine 

erhebliche 
Gefahrenerhöhung

Genehmigungsbedürftige 
Anlage Verfahrensart „G“ 
Anh. 1 4. BImSchV i.V.m. 

§ 16 a BImSchG 

Verfahren nach 
§ 10 BImSchG mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung

Genehmigungsbedürftige 
Anlage Verfahrensart „V“ 
Anh. 1 4. BImSchV i.V.m. 

§ 16 a BImSchG  

Verfahren nach § 19 (4) 
BImSchG mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung*** 
ohne Erörterungstermin

Nicht 
genehmigungsbedürftige 
Anlagen nach BImSchG

Verfahren nach § 23 b 
BImSchG mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung*** 
OHNE Erörterungstermin**

Keine Störfallrelevante
Änderung

ENTSCHEIDUNG über 
Genehmigungs- oder 

Anzeigeverfahren

Genehmigungsbedürftige 
Anlage nach BImSchG

KEINE wesentliche 
Änderung nach § 16 

BImSchG

Anzeige nach § 15  
BImSchG ausreichend

Wesentliche Änderung nach 
§ 16 BImSchG

Verfahrensart „V“ 
Anh. 1 4. BImSchV 

vereinfachtes Verfahren 
nach § 19 (1) + (2) 

BImSchG

Verfahrensart „G“ 
Anh. 1 4. BImSchV 

förmliches Verfahren nach 
§ 10 BImSchG

Nicht 
genehmigungsbedürftige 
Anlage nach BImSchG

Keine weitere 
Veranlassung, Anzeige 
nach § 23 a BImSchG 

NICHT erforderlich 

FESTSTELLUNG DER VERFAHRENSART BEI 

ÄNDERUNG EINER ANLAGE DIE BETRIEBSBEREICH ODER 

TEIL EINES SOLCHEN IST

Behördenbeteiligung

Zentrale Unterstützungsstelle Luftreinhaltung, Lärm, 

Gefahrstoffe und Störfallvorsorge (ZUS LLGS)

Niedersachsen

1

2
3

** Gilt nicht, sofern für die Errichtung und den

Betrieb eine Betriebs-zulassung nach

Bundesberggesetz erforderlich ist (§ 23 c

BImSchG). Stand: 08.04.2022
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VERÖFFENTLICHUNG der 
ENTSCHEIDUNG über 

Anzeige- oder Genehmi-
gungsverfahren nach 

§ 23 a (2) BImSchG bzw. §
5 NUIG i. V. m. § 10 UIG

n. § 10 (5) BImSchG, 

in jedem Fall 

erforderlich, da im-

missionsschutzrecht-

liche Genehmigung 

notwendig 
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* Die Behördenbeteiligung nach § 10 (5) BImSchG

mit Stellungnahme ist nur für das immissions-

schutzrechtliche Genehmigungsverfahren und nicht

für das Anzeigeverfahren vorgesehen. Ob sie

erforderlich ist, lässt sich jedoch in manchen der

hier betrachteten Fällen erst nachträglich fest-

stellen, außer es handelt sich um eine wesentliche

Änderung einer Anlage nach § 16 BImSchG.

*** Einwendungen nur durch Personen, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden

sowie Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen


